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Verkündet
am 21. Dezember 1956 
Hirth, Justizangestellter 
als Urkundsbeamter der 
Geschäftsstelle
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I m  H a m e n  d e s  T a l k e s

In dem Rechtsstreit
des Großkaufmanns Karl M 
Kreis K ^ H P  Haus Hr

in Wel

Beklagten, Widerklägers, Beru- 
fungs- und Revisionsklägers,

- Prozeßbevollmächtigter? Rechtsanwalt Br.

gegen

die Kaufmannswitwe 
der Pinna Ir, 

itraße
tmswiwe Paula W 

, Holzhandel
Alleininhaberin 

/Obb»,

Klägerin, Widerbeklagte, Beru­
fung s- und Revisionsbeklagte,

- Prozeßbevollmächtigter? Rechtsanwalt Br,

hat der V«, Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf 
die mündliche Verhandlung vom 19« Dezember 1956 
unter Mitwirkung des Senatfepräsidenten Br. Tasche 
und der Bundesrichter Br., Augustin, Sehuster,
Br, Oechßler und Br. Rothe

für Recht erkannt?
Bas Versäumnisurteil. des Senats vom 

3. Oktober 1956 wird aufreohterhalten. Der 
Beklagte trägt die weiteren Kosten des Re­
visionsverfahrens.

Von Rechts wegen

* j
• i

j-



JatJestand̂

Ic

Frau Ursula J W  geb. Ma^^BP war Eigentümerin 
eines größeren Grundbesitzes in der Gemarkung UBfl H ^ -  
B B t  Amtsgericht Friedberg bei Augsburg« Da sie sich 
in Geldschwierigkeiten befand, verkaufte sie die zwei 
größten Grundstücke Flurstück - Nr 717 zu 16,1293 ha und 
Flurstück Nr 734 zu 10,5738 ha, vorgetragen im Grundbuch 
des Amtsgerichts Friedberg für UpBflHHHP 5 £1 263, 
zu Urkunde des Notars Dr. H ( | ^  in vom 1. De­
zember 1952 (URNr 2114) an den Kaufmann Erich Siegfried 
SchBHB^* Der Eigentumsübergang wurde nach Eintragung 
einer Auflassungsvormerkung am 7. Januar 1953 im Grund­
buch am 20o April 1953 eingetragen. Ebenfalls am 10 De­
zember 1952 bestellte Frau j B H ^  dem SchflBflB^ an ihrem 
restlichen Grundbesitz auf die Dauer von 12 Jahren einen 
Nießbrauch, demzufolge der Berechtigte aus den Grundstük- 
ken vor allem Kies und Holz gewinnen konnte c Dieser Nieß­
brauch wurde nicht im Grundbuch eingetragen. Am selben 
Tage bestellte S c h B B H B  mit Urkunden des vorgenannten No­
tars URNr 2116 und 2117 an den Flurstücken 734 und 717 de
eine Eigentümerbrief grundschuld in Höhe von DM 50*000. 
Gleichzeitig trat er die am Flurstück Nr 734 soeben er­
richtete Eigentümerbriefgrundschuld an Frau J B H P  ab 
(URNr 2119)o Die Eigentümerbriefgrundschuld am Flurstück • 
Nr 717 wurde am 23. Juni 1953 nach Vorgang von Belastun­
gen in Höhe von rund DM 107 «000 und eines Zwangsverstei­
gerungsvermerks im Grundbuch eingetragen«

Da SchflBBP der Verkäuferin den Kaufpreis nicht 
bezahlen konnte, suchte er nach Geldgebern. Die Klägerin



erklärte sich bereit, ihm IM 45.000 zur Verfügung zu stel­
len. Sie vereinbarte mit ihm, daß er dafür 1400 fm Fichten- 
und Kiefernstammholz in der Zeit vom 1, März bis 31. Mai 1953 
und zwar in jedem Monat ein Drittel der Menge, liefern sol-

eingetragene Eigentümerbriefgrundschuld an Flurstück 717 
ab. Weiter machte er ihr für den Fall der Nichterfüllung 
seiner Verpflichtungen zu Urkunde dieses. Notars am 8. Ja­
nuar 1953 (UBNr 37) ein unwiderrufliches Verkaufsange­
bot hinsichtlich der beiden Flurstücke 717 und 734, über­
trug ihr seine sämtlichen Hechte auf Eigentumsübertragung 
laut Vertrag vom 1. Dezember 1952 samt der dafür einge­
tragenen Auflassungsvormerkung und erteilte der Klägerin 
oder deren Bevollmächtigtem unwiderrufliche Auflassungs­
vollmacht unter Befreiung vom Verbot des § 181 BOB. Fer­
ner verpflichtete er sich in der Urkunde die Abtretung 
der Eigentümerbrief grundschuld an die Klägerin vom 2. Ja­
nuar 1953 ins Grundbuch einzutragen, dagegen die an Frau 
J ^ H )  abgetretene Eigentümerbriefgrundschuld am Flurstück 
734 nicht zur Eintragung kommen zu lassen. Schließlich 
überließ er der Klägerin in derselben Urkunde die gesamte 
Ausübung des Nießbrauchsrechtes, das ihm Frau an
ihrem übrigen Grundvermögen bestellt hatte. Als Gegenlei­
stung war die Bezahlung von 25.000 DM und 15.000 DM ver­
einbart! diese Summen sollten durch die in den nächsten 
Tagen erfolgenden Zahlungen der Klägerin als getilgt 
angesehen werden. Die Klägerin händigte S c l ^ H H P  10.000 IM 
in bar und dem Notar Dr. zur Wegfertigung der auf
den Flurstücken 717 und 734 lastenden Schulden 35.000 DM 
aus.

Als Schneider seinen Verpflichtungen zur Lieferung 
des Holzes nicht nachkam, nahm die Klägerin zu Urkunde 
des Notars Dr. Hfl|bUBNr 1075 am 19« Mai 1953 durch ih-

Urkunde des Notars Dr. H
le., Zur Sicherung trat i

UBNr 9 die damals noch nicht
am 2. Januar 1953 zu
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ren Sohn, den Holz- und Viehkaufmann Anton das Ver­
kaufsangebot vom 8. Januar 1953 an, Gleichzeitig erklär­
te dieser als Bevollmächtigter beider Vertragsteile die 
Auflassung hinsichtlich der Flurstücke 717 und 734 und 
bewilligte und beantragte die Eintragung der Rechtsände­
rung in das Grundbuch. Mit Zwischenverfügung vom 5« Juni 
1953 setzte das Amtsgericht Grundbuchamt der
Klägerin zur Beibringung der Unbedenklichkeitsbescheini­
gung des zuständigen Finanzamts und der Genehmigungen der 
Preisbehörde sowie des Bauerngerichts und zur Einzahlung 
des Kostenvorschusses eine Frist bis 5. Juli 1953- Als 
die Klägerin diesen Auflagen nicht nachkam,r wies das 
Amtsgericht Friedberg am 9. Juli 1953 den Eintragungs­
antrag der Klägerin zurück. Beschwerde wurde nicht ein­
gelegt .

Noch vor Abgabe des unwiderruflichen Verkaufsan­
gebotes des SchflHBl gegenüber der Klägerin vom 8. Ja­
nuar 1953 verkaufte Frau jtf^am.5. Januar 1953 zu Ur­
kunde des Notars Br. in URNr 34 ihren ge­
samten Grundbesitz einschließlich der Flurstücke 717 und 
734 an den Beklagten zum Preise von BM 62.500 sowie ge­
gen eine Beteiligung an der Kiesausbeutung. Bie Verkäu­
ferin verpflichtete sich, den Grundbesitz von allen Be­
lastungen freizustellen, ferner die mit SchflBH^l am 
1» Bezember 1952 geschlossenen übereignungs- und Nieß­
brauchsbestellungsverträge zur Aufhebung zu bringen; sie 
erklärte dazu, sie werde diesen Kaufvertrag wegen argli­
stiger Täuschung anfechten. Zur Sicherung .der Eigentums- 
Übertragung an den Beklagten bewilligte sie die Eintra­
gung einer Auflassungsvormerkung, die am 13. Februar 1953 
im Grundbuch eingetragen wurde. Im übrigen wurde der Kauf­
vertrag nicht vollzogen.
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Am 23* April 1953 kaufte der Beklagte von Schnei­
der mit Urkunde des Notars Br» L f l H ^  URNr 1016 das 
Flurstück Nr 734 zum Preise von BM 17»000 sowie gegen 
eine Entschädigung von INI 11.000. Bafür verpflichtete 
sich der Verkäufer Sch f H I ^  die Grundstückslasten weg­
zufertigen. Mit Zwischenverfügung vom 19» Mai 1953 setz­
te das Amtsgericht Grundhuchamt den Vertrags­
parteien zur Zahlung des Kostenvorschusses in Höhe von♦
30,24 Bll eine Frist von 14 Tagen und wies nach frucht­
losem Ablauf der Frist den Eintragungsantrag mit Be­
schluß vom 5. Juni 1953 kostenfällig zurück. Beschwer­
de wurde nicht eingelegt.

# * «

Zwei Tage nach der am 19. Mai 1953 erfolgten 
Annahme des Unwiderruflichen Verkaufsangebotes des SchflP- 

durch die Klägerin, nämlich am 21- Mai 1953 verein­
barten S c h ^ B B  und die Klägerin, letztere vertreten 
durch ihren Sohn Anton mit Urkunde des Notars
Br« Luther UHNr 1332 die Aufhebung des Kaufvertrags vom 
8» Januar / 19. Mai 1953 in allen seinen Teilen und die 
Rücknahme aller diesbezüglichen Eintragungsanträge * So­
weit für’die Klägerin Eintragungsanträge schon vollzo­
gen sein sollten, bewilligte und beantragte sie die Lö­
schung ihrer Rechte im Grundbuch. Gleichzeitig trat sie 
die ihr am 2. Januar .1953 abgetretene Eigentümergrund­
schuld wiederum an Scl4H H R )  ab und bewilligte und bean­
tragte die Eintragung dieser Abtretung im Grundbuch» Sie 
verzichtete, wie in Nr IV der Urkunde ausdrücklich ver­
merkt ist, «ganz allgemein auf alle ihre Rechte, Ansprüche 
und Interessen an den Grundstücken, Flurstück Nr 717 und 
734 Gemarkung Unterbergen«. Ober die Gegenleistung des 

besagt die Ziffer II der Urkunde folgendess 
wVom seinerzeit vereinbarten Kaufpreis von 45.000 BM sind 
an Frau Paula V f l P  33.000 BM bereits zurückvergütet, so 
daß Letztere noch 12.000 MI zu beanspruchen hat« Barüber-
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hinaus erhält Frau Paula U B B  als Entschädigung 18.000 DM
<

Insgesamt sind somit von Herrn Siegfried S c h M B P  Erich
(12.000 DM + I80OOO DM =) 30.000 DM noch an Frau Paula 
W f | B  zu bezahlen. Für die Bezahlung dieser Summe von

die persönliche Mitschuld und Haftung als Gesamtschuld-

Fälligkeit des an Frau Paula zu vergütenden Betra­
ges von 30 3 000 DM gelten zwischen Frau Paula W B B  und 
Herrn Karl m B I B  folgende Abmachungens

1 „ Ein Teilbetrag von 12.000 DM wird* durch zwei 
Wechselakzepte zu je 6.000 DM ausgewiesexn, die auf A Mo­
nate und 5 Monate ab heute gerechnet zahlbar gestellt 
sind und für die Frau Paula i B B  als .Aussteller und Herr 
Karl m B B B  als Bezogener figuriert.

2. Der Restbetrag von 18.000 DM wird durch zwei 
weitere Wechselakzepte zu je 9«00Ö WL ausgewiesen, die . 
auf acht Monate, ab heute gerechnet,zahlbar gestellt 
sind, dann in Höhe von 30 $> auf weitere sechs Monate 
prolongiert werden und für die Herr Karl M B H )  als Aus­
steller und Herr Siegfried S c h B M B  Er^ch als Bezoge­
ner figurieren. Alle vier Wecheelakzepte sind Zug um 
Zug mit dem grundbuchamtlichen Vollzug gegenwärtiger 
Urkunde der Frau Paula W B B  oder ihrem Bevollmächtig­
ten auszuhändigen. Die Beteiligten sind sich darüber 
einig, daß Frau Paula W ^ B ^  das Recht zum Rücktritt vom 
gegenwärtigen Vertrag zusteht, wenn die übergebenen 
Wechsel oder auch nur einer von ihnen bei Fälligkeit 
nicht eingelöst werden sollte."

30.000 DM hat Herr Karl , Großkaufmann in We

ner gegenüber Frau Paula Wf l ^  neben Herrn Siegfried 
Sc Erich übernommen. Für die Zahlungsweise und
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Der Beklagte war bei den Verhandlungen zwischen 
der Klägerin und S c h B I H ^  zugegen, Br Unterzeichnete 
die vier Wechsel und übergab sie dem gleichfalls anwe­
senden Kaufmann und Finanzierungsmakler Thomas W i B H f c  
zu treuen Händen. Darauf entfernte er sich, während der 
Notar im Schreibzimmer den Vertragsentwurf diktierte.
Bei der Unterzeichnung des Vertrages durch Anton 
und SchflBHB war er nicht mehr zugegen» In dem ursprüng­
lichen Entwurf der Urkunde war der Beklagte als erschie­
nen aufgeführt und seine Sehuldbeitrittserklärung vorge­
sehen. Die Urkunde erhielt jedoch dann die oben ange­
führte Fassung. Am nächsten Tag den 22. Mai 1953 soll­
ten SchJBBBM und der Sohn der Klägerin zum
Grundbuchamt F r f B M H  fahren, um die Urkunde vollzie­
hen zu lassen» Zu dieser Fahrt kam es jedoch nicht. Am 
27, Mai 1953 gab W i B H B  die vier Akzepte dem Beklag­
ten zurück i

ln der Folge haben Frau J^H^und SchflBHB die 
Rückübereignung der Flurstücke Nr 717 und 734 und die 
Rückübertragung der Eigentümergrundschuld auf Flurstück 
717 zu notarieller Urkunde vom 29- Juli 1953 vereinbart, 
wobei S c h B B B  die Anfechtung der Verträge vom 1. De­
zember 1952 wegen arglistiger Täuschung als rechtswirk­
sam anerkannte* Am 25« November 1953 wurde Frau jB B ^  
wieder als Eigentümerin eingetragen, desgleichen als1 **Inhaberin der Grundschuld. Den Grundschuldbrief hatte 
sie erhalten.

Schließlich hoben auch Frau jB B  und der Beklag­
te mit Urkunde des Notars Dr. K e B B  in K B M B  vom 
17. August 1953 URNr 1208 den Kaufvertrag vom 5- Januar 
1953 seinem ganzen Inhalt nach auf und-nahmen die darin 
gestellten Eintragungsanträge zurück. Dafür verpflichte-



te sich Frau zur Bezahlung von 40.000 DM in bar,
zur Ausstellung von Wechseln über DM 1.650 und zur Zah­
lung einer Vertragsstrafe von DM 5*000 für den Fall der 
Nichterfüllung ihrer Verpflichtungen. Der Beklagte ver­
pflichtete sich zur Böschung der zu seinen Gunsten ein­
getragenen Auflassungsvormerkung, zur Einlösung mehrerer 
Wechsel, zur Aushändigung eines Grundschuldbriefes über 
DM 50.000 sowie zur Löschung einer am 23. Juni 1953 für 
ihn eingetragene Arresthypothek an den Flurstücken 717 
und 734 gegen Schneider.

II*

Die Klägerin behauptet unter Bezugnahme auf II 
der Urkunde vom 21. Mai 1953? der Beklagte habe für die 
Zahlung des Betrages von 30.000 DM die persönliche Mit­
schuld und Haftung übernommen* Er habe entgegen den Ab­
machungen die vier dem WiflMHfc treuhänderisch überge­
benen Yfechsel wieder an sich genommen. Als sich während 
des Rechtsstreits herausjs'teilte, daß die Wechsel vernich­
tet worden sind, hat die Klägerin ihm ursprünglich auf 
Herausgabe eines Wechsel gerichtete Klage umgestellt und 
beantragt den Beklagten zur Zahlung von 6.000 DM nebst 
6 $> Zinsen seit Klage Zustellung zu verurteilen.

' * V *

Der Beklagte hat Klagabweisung beantragt. Er be­
streitet, die Mitschuld und Haftung übernommen zu ha­
ben. Es fehle, führt er aus, an der von den Parteien 
hierfür vorgesehenen notariellen Form des Schuldbeitritts 
Vertrages. Auf jeden Fall seien die Voraussetzungen, von 
denen er den Schuldbeitritt abhängig gemacht habe, nicht 
erfüllt.
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Das Landgericht hat den Beklagten zur Zahlung der 
Hauptsache nehst 5 # Zinsen verurteilt« Wegen des Zins­
mehrbetrages wurde die. Klage abgewiesen«

Im zweiten Hechtszug hat der Beklagte mit der Be­
rufung den Klagabweisungsantrag wiederholt und Widerkla­
ge erhoben mit dem Antrag auf Feststellung, daß auf Grund 
der Verhandlungen und der Urkunde vom 21, Mai 1953 die 
Klägerin, auch keine weitere Teilforderung von 1v000 DM ge 
gen ihn habe« Die Klägerin hat Zurückweisung der Beru­
fung und Abweisung der Widerklage beantragt. Das Oberlan­
desgericht hat entsprechend diesem Antrag der Klägerin er 
kannt«

In beiden Tatsacheninstanzen wurden Zeugen vernom­
men.

Mit der Revision verfolgt der Beklagte seine bis­
herigen Anträge weiter. Die Klägerin hat gegen ihn das 
die Revision zurückweisende Versäumnisurteil des Senates 
vom 3o Oktober 1956 erwirkt« Gegen das Ufrteil hat der Be­
klagte am 17* Oktober 1956 Einspruch eingelegt« In der
Verhandlung über Einspruch und Hauptsache hat der Beklag-*
te Aufhebung des Versäumnisurteils, Klagabweisung und 
Feststellung nach der Widerklage beantragt, die Klägerin 
Aufrechterhaltung des Versäumnisurteils,

Entscheidungsgründe%
*

Der Einspruch ist form- und fristgerecht einge­
legt. In der Sache selbst bleibt der Beklagte jedoch oh­
ne Erfolg.
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Pas Berufungsgericht führt auss

1, Per Beklagte habe nach den Zeugenaussagen die 
Schuld des SchflIHB gegenüber der Klägerin durch münd­
lichen Vertrag mit dieser Übernommen« Per Beklagte ha­
be ein sehr erhebliches Interesse daran gehabt, die Rech­
te der Klägerin auf die Grundstücke 717 und 734 und auf 
die Eigentümergrundschuld an Kr 717, die durch ihre Ver­
träge mit S c h f l H B  begründet worden und dem Beklagten 
genau bekannt gewesen seien, wegzufertigen, obwohl er 
selbst durch den Vertrag mit Frau J 4 H I  deren gesamten 
Grundbesitz und durch den mit S c h U B P  das Grundstück 
Nr 734 gekauft gehabt habe. Jenem Vertrage seien die Rech­
te des auf Grund seines Vertrags mit Frau J^fl^
vom 1« Pezember 1952 vorgegangen, außerdem sei für den 
Beklagten nicht abzusehen gewesen, welche Folge sich für 
die Rechtswirksamkeit des Vertrages'vom 23. April 1953 
aus dem Widerspruch dieses Vertrages mit dem unwiderruf­
lichen Vertragsangebot des S c h f H H P  an die Klägerin vom 
8, Januar 1953 ergeben würden. Einer besonderen Form ha­
be der Schuldbeitritt nach dem Gesetz, selbst wenn es sich 
um Bürgschaft handeln sollte, nicht bedurft, da der Be­
klagte sie im Rahmen seines Gewerbes als Vollkaufmann 
übernommen hätte. Pie Parteien hätten auch nicht etwa 
vereinbart, daß der Schuldbeitritt notariell geschehen 
solle. Pas habe keiner der am 21. Mai 1953 anwesenden 
Zeugen bestätigt, Paß der Notar die Mitunterzeichnung 
im Interesse der Klägerin ursprünglich vorgesehen habe, 
spreche nicht für die vom Beklagten behauptete Formver­
einbarung. Per Notar habe im Gegenteil bekundet, daß ihm 
von einer entsprechenden Absicht der Parteien selbst 
nichts bekannt sei.
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2. a) Die Wechsel seien nur zahlungshalber, nicht 
an Zahlungstatt vorgesehen und vom Beklagten ausgestellt 
bzw. angenommen worden* Anhaltspunkte für eine gegentei­
lige Regelung lägen nicht vors insbesondere spreche ge­
gen eine Annahme an Zahlungstatt durch die Klägerin die 
Passung der Nr II der Urkunde vom 21. Mai 1953» Aller­
dings könne die Klägerin ihre Rechte aus dem Schuldbei­
tritt. nicht geltend machen, solange der Beklagte die Aus­
händigung und Einlösung der Wechsel verweigern dürfe* Die 
Behauptung des Beklagten, er sei mit der Klägerin am 
21. Mai 1953 darüber einig geworden, daß die Akzepte ihr 
erst ausgehändigt werden sollten, wenn der Zeuge ScJbflB- 
d  das Flurstück 717 an den Beklagten auf lasse und die 
Eigentümergrundschuld auf diesem Grundstück an den Be­
klagten abtrete, sei durch das Ergebnis der Beweisaufnah­
me und die Umstände, unter denen der Schuldbeitritt er­
folgt sei, widerlegt.

b) Im Rahmen der ausführlichen Beweiswürdigung 
stellt das Berufungsgericht hierzu folgende Erwägung ans 
Unstreitig habe die Urkunde vom 21. Mai 1953 am nächsten 
Tage von den Zeugen SchflHk) und W i 4 H H ^  zum
Vollzug an das Grundbuchamt gebracht werden sollen. Der 
Vollzug würde aber ausgeschlossen gewesen sein, wenn er 
von der vorherigen Auflassung des Flurstücks des Sch 

an den Beklagten abhängig gewesen wäre, weil, wie 
den Beteiligten bei' ihrer kaufmännischen Erfahrung bekannt 
gewesen sei, dann Erwerber und Veräußerer nach § 925 Abs 1 
BGB vor dem Notar gleichzeitig hätten erscheinen müssen, 
also der Beklagte persönlich oder durch einen Vertreter 
hätte anwesend sein müssen. Die unstreitige Abmachung über 
den Vollzug am nächsten Tage und die vom Beklagten be­
hauptete Bedingung seines Schuldbeitritts seien also un­
vereinbar.



3. a) Unbehelflieh sei auch die Behauptung des Be­
klagten, die demnach allein übrig**bleibende Bestimmung der 
Nr II der Notariatsurkunde sei nicht eingehalten worden, 
daß nämlich die Wechselakzepte der Klägerin nur Zug um 
Zug mit dem grundbuchamtlichen Vollzug der Urkunde aus­
gehändigt werden sollten. Wenn, wie erwiesen sei, die 
Aushändigung der Wechsel nicht von der Auflassung des 
Flurstücks 717 und der Grundschuldabtretung abhängig ge­
wesen sei, habe der Beklagte die Akzepte nicht von dem 
Zeugen W i f l H P  mit der Begründung zurückholen dürfen, 
der Zeuge S c h ^ H R l  sei seinen Verpflichtungen nicht nach- 
gekommen. Indem er das doch getan habe und die Wechsel 
vernichtet habe, habe der Beklagte der Abmachung, daß 
die Aushändigung nur vom Vollzug der Urkunde abhängig 
sein solle, zuwidergehandelt und die Klägerin könne da­
her aus dem Schuldbeitritt selbst ihre Rechte gegen den 
Beklagten geltend machen, da nur die Aushändigung der 
Wechsel, nicht der Schuldbeitritt selbst, vom gleichzei­
tigen Vollzug der Urkunde beim Grundbuchamt abhängig 
gemacht worden seien, die Wechsel aber als Befriedigungs­
mittel durch die Handlungsweise des Beklagten ausgefal­
len seien.

b) Zudem habe die Klägerin alles getan, was dem 
durch die Urkunde bezweckten Erfolg gemäß gewesen sei.
Sie habe zwar den Antrag auf Eintragung ihres Eigentums 
an den Grundstücken 717 und 734 nicht zurückgenommen, 
jedoch die diesen Antrag betreffende Zwischenverfügung 
des Grundbuchamts unbeachtet gelassen und den Beschluß 
des Grundbuchamts hingenommen/ was in der Wirkung der 
Zurücknahme des Antrags gleichkomme. Die Klägerin habe 
auch die Abtretung der Eigentümergrundschuld, die Schnei­
der am 2. Januar 1953 erklärt habe, im Grundbuch nicht

4

eintragen lassen. Darüber hinaus habe die Klägerin im Be-
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rufungsrechtzug - was zutrifft - den Versuch gemacht, 
die Urkunde vom 21 . Mai 1953 grundbuchamtlich vollzie­
hen zu lassen. Das Grundbuchamt habe aber nicht tätig 
werden können, weil für die Beteiligten keine Vormer­
kungen und Hypotheken, die hätten gelöscht werden kön­
nen, eingetragen waren.

4. Der Beklagte körne sich auch nicht auf den 
Wegfall der Geschäftsgrundlage berufen. Er behaupte 
zwar, die Beteiligten seien erkennbar davon ausgegan­
gen, daß dem Übergang des Eigentums an den Grundstttk- 
ken 717 und 734 auf ihn Eintragungen oder Rangansprü­
che der Klägerin im Wege stünden, und wolle geltend ma­
chen, diese Grundlage sowie die für die Klägerin be­
stehende Möglichkeit das Eigentum an den Grundstücken 
zu erlangen, sei durch die Zurückweisung des Eintra­
gungsantrags der Klägerin (Beschluß des Amtsgerichts 
Friedberg vom 9- Juli 1953) und die Wiedereintragung 
der Frau JflP als Eigentümerin weggefallen.

%
Maßgebend sei diesen Ausführungen des Beklag­

ten gegenüber aber, so führt das Berufungsgericht aus, 
daß am 21. Mai 1953 in der Tat zugunsten der Klägerin 
ein Antrag auf Eigentumsübertragung an den Flurstücken 
717 und 734 > eingegangen am 1B. Mai 1953 und beruhend 
auf dem notariellen Vertrag vom 8. Januar / 19* Mai 1953 
dem Grundbuchamt Vorgelegen habe und daß dieser Antrag 
damals einem Eigentumserwerb. des Beklagten entgegenge­
standen habe. Dieses Hindernis habe durch den Vertrag 
der Klägerin mit SchfflHHI beseitigt werden sollen. In­
folge der Abweisung der Eintragungsanträge der Kläge­
rin und der Rückübereignung der Grundstücke von Schnei­
der auf Frau J f l P  hätte dann der Beklagte auch das 
Grundvermögen der Frau J ^ H M  an sich bringen können, 
wenn er es nicht vorgezogen hätte, sich von ihr abfin-
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den zu lassen. Der vom Beklagten in Aussicht genommene 
Zweck des Geschäftes sei also erreicht worden.

überdies würde, erwägt das Berufungsgericht ab­
schließend, ein etwaiger Wegfall der Geschäftsgrundla­
ge nur Anlaß geben zu prüfen, ob das Pesthalten am Ver­
trage noch mit den Grundsätzen von Treu und Glauben zu 
vereinbaren sei- Die Würdigung der gesamten Umstände, 
unter denen die Vereinbarung der Streitteile vom 21.
Mai 1953 zustandegekommen sei, und das nachträgliche 
Verhalten der Parteien lasse eine Forderung der Kläge­
rin jedenfalls in Höhe von 7*000 DM als mit Treu und 
Glauben vereinbar erscheinen. Im Endergebnis habe der 
Vertrag vom 21. Mai 1953 dem Beklagten den Weg zu den 
Liegenschaften der Frau frei gemacht und ihm den
Abfindungsanspruch von 40.000 DM gegen sie verschafft, 
der zu einem erheblichen Teil auf die etwa die.Hälfte 
des damaligen Grundvermögens der Frau ausmachen­
den Grundstücke 717 und 734 entfalle. Dieser .erheb­
liche Gewinn lasse es als nicht unbillig erscheinen, 
daß der Beklagte an den Lasten des Vertrags vom 21. Mai 
1953 jedenfalls in der hier im Streit stehenden Höhe 
von 7.000 DM teilnehme. '

. IIo

Die Hevision erhebt gegen die Ausführungen des 
Berufungsgerichts rechtliche Bedenken.

1. Zur Feststellung des Berufungsgerichts, die 
Parteien hätten für den Schuldbeitrittsvertrag die no­
tarielle Form nicht vereinbart, rügt die Hevision, das 
Berufungsurteil lasse die Gründe nicht erkennen, die
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für die richterliche Überzeugung leitend gewesen seien 
(§ 286 ZPO). Die Gegenüberstellung des ursprünglichen 
Wortlauts der Urkunde vom 21. Mai 1953 mit der Passung, 
die sie nach dem Weggang des Beklagten tatsächlich er­
halten habe, spreche zwingend dafür, daß der Schuldbei­
tritt in notarieller Form habe stattfinden sollen.

Eine der gesetzlichen Vorschrift genügende Be­
gründung liegt jedoch vor. Das Berufungsgericht stützt 
sich auf Zeugenaussagen und würdigt den Umstand, daß 
der ursprüngliche Entwurf des Notars eine Mitunterzeich­
nung durch den Beklagten vorsah, ausdrücklich. Welche 
Schlüsse der Tatrichter aus der Verschiedenheit zwischen 
dem ursprünglichen Entwurf und der endgültigen Urkunde 
zog, lag in seinem in diesem Bechtszug nicht nachprüf­
baren Ermessen. Eine Behandlung des Wortlautes der Ur­
kunde in allen Einzelheiten ist aus der Vorschrift des 
Gesetzes, daß die für die richterliche Überzeugung lei­
tenden Erwägungen anzugeben seien, als notwendig nicht 
abzuleiten. Daß das Berufungsgericht § 125 Satz 2 BGB 
für das Formerfordernis als maßgebende Vorschrift an­
sieht, ist unschädlich, da seine Ausführungen auch für 
§ 154 Abs 2 BGB passen.

2o Gegenüber der Erwägung des Berufungsgerichts, 
die behauptete Abhängigkeit des Schuldbeitritts von der 
Auflassung des Flurstücks 717 von S o h S Ü ^  an den Be­
klagten (siehe I 2 b) sei unvereinbar mit der Abmachung 
über den Vollzug der Urkunde vom 21. Mai 1953 ohne Mit­
wirkung des Beklagten, führt die Bevision folgende Be­
kundungen aus der (vom Berufungsgericht als in diesem 
Punkt nicht als zuverlässig gewerteten) Aussage des Zeu­
gen W i O B p  an;
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"Herr lflQ||̂ P hat mit Herrn in meiner und
SchflBBP Gegenwart im Ergebnis folgendes ver­
einbart: Herr M p p p  hat wörtlich erklärt: cHerr 
WPPP, ich kann ihnen diese Akzepte nicht aus­
händigen, ich übergebe sie Herrn W i p p p  treu­
händerisch mit dem Auftrag, sie ihnen morgen in 
ü f m  beim Hotar H p p l  auszuhändigen, wenn 
die Verträge so vollzogen werden, daß ich Eigen­
tümer bin von den Grundstücken* « Es war ver­
einbart, daß Herr W P P ,  Herr S c h p p p  und ich 
am nächsten Tag nach A p p p p  zum Notar Hr. H#- 
P P  fahren und von da, wenn es noch notwendig 
sein sollte zum Grundbuchamt nach F r P P P P «  
S c h P P P  sollte beim Hotar Br« H p p p  seinen 
Rücktritt von allen seinen Geschäften an den 
Grundstücken der Frau d P P  erklären«"

Bie Revision meint, das Berufungsgericht hätte nach 
§ 139 ZPO fragen müssen, ob es überhaupt sinnvoll gewesen 
wäre, daß die Zeugen W P P ,  SchnflPP und W i p P P I  sich 
zum Grundbuchamt F P P P P  begeben sollten« Ber Beklagte 
würde auf solche Frage vorgetragen haben, er habe am 
21» Mai 1953 nicht gewußt, daß S c l p p P l  schon als Eigen­
tümer im Grundbuch eingetragen gewesen sei« Es sei ihm 
darauf angekommen, daß die Verträge so vollzogen würden, 
daß er Eigentümer der beiden Grundstücke werde» Sch(
P P  habe durch einseitige Erklärung bei Notar Br., 
in A p B P g p  die Zurücknahme des Eintragungsantrags aus­
sprechen sollen, ebenso die Abtretung der Grundschuld an 
den Beklagten. Zum Beweise für dieses Vorbringen würde 
der Beklagte sich auf Wipjpp, S c h p p p  und Notar 
P P  als Zeugen bezogen haben»



- 1 7 -

Auch diese Rüge geht fehl- Wenn der rechtlich be­
ratene Beklagte behauptete, der Schuldbeitritt sei von der 
Auflassung abhängig gemacht worden, und er, soweit er­
sichtlich, diese Behauptung auch nach der Beweisaufhah- 
me nicht fallen ließ, so konnte das Berufungsgericht oh­
ne Rechtsverstoß die Behauptung des Beklagten bei der 
Bildung seiner Überzeugung mit verwerten und war nicht 
verpflichtet nach § 139 ZPO zu forschen, ob der Beklag­
te seinen Vortrag etwa ändern und weiteres vortragen wol­
le .

3o Bei der Feststellung des Berufungsgerichts, 
die Wechsel seien zusätzlich gegeben worden, so daß sie 
neben der Verpflichtung des Beklagten aus dem Schuld­
beitritt bestanden hätten, glaubt die Revision vom Be­
rufungsgericht die Bestimmung der Urkunde vom 21 - Uai 
1953 (II letzter Absatz) zu Unrecht nicht berücksichtigt, 
die der Klägerin das Recht zum Rücktritt für den Fall 
gab, daß auch nur einer der Wechsel nicht eingelöst wur­
de- Es ist aber nicht einzusehen, inwiefern diese Bestim­
mung mit der Rechtsauffassung des Berufungsgerichts nicht 
vereinbar sein sollte<> Bestand neben den Verpflichtungen 
aus den Wechseln noch die Verpflichtung aus dem Schuld­
beitritt, so bedeutet die Vorschrift eben, daß der Klä­
gerin für den Fall der Nichteinlösung frei stand vom Ver­
trage zurückzutreten oder noch den Versuch zu machen,*
aus den Wechseln oder aus dem Schuldbeitritt selbst zu 
dem Geld zu kommen* Aus einem für den Fall der Nichter­
füllung einer Verpflichtung gegebenen Rechte lassen sich 
Schlüsse darauf, ob neben dieser Verpflichtung eine wei­
tere besteht, nicht ziehen»

4c Nach der Meinung der Revision beruht die Er­
wägung des Berufungsgerichts auf Rechtsirrtum, der Be-
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klagte könne sieh auf den fehlenden grundbuchamtliehen 
Vollzug der Urkunde vom -21. Mai 1953 deswegen nicht be­
rufen , weil er sieh vom Zeugen W i ^ | ^  die Wechsel ha­
be zurückgeben lassen und sie vernichtet habe. Hierbei 
sei die Bekundung des Zeugen W i 4 ^ ^ ^  nicht beachtet, 
nach der vor der Rückgabe der Wechsel an den Beklagten 
S c h f p B ^  erklärt habe, er habe sich die Sache anders 
überlegt, er wolle nicht mehr, weiter auch die Erklä­
rung W i f l | ^ ,  daß dann dem Zeugen Br. XflBp die No­
tariat surkunde gegeben worden sei, worauf erst der Be­
klagte die Wechsel wieder an sich genommen habe« Ber Be­
klagte könne sich auf den mangelnden Vollzug der Urkunde, 
meint die Revision, demnach berufen, weil nicht er es 
gewesen sei, der ihn verhindert habe*

Ber Revision ist zuzugeben, daß nicht mit Sicher­
heit ersichtlich’ist, auf welcher Grundlage das Beru­
fungsgericht seine Feststellung getroffen hat, die Wei­
gerung S c h f H B H ,  das Grundstück 717 zu Übereignen und 
die Grundschuld abzutreten,habe den Beklagten veranlaßt, 
die Wechsel zurückzuholen. Aber auch wenn man unter­
stellt, der Urkundenvollzug sei zunächst daran geschei­
tert, daß S c h d B l  nicht mit nach F ^ H H H b  fahren woll­
te, wie dies die Revision der Zeugenaussage W i d p H  
glaubt entnehmen zu können, so wäre angesichts der rechts­
gültigen Verpflichtung in der Urkunde, an die Schneider 
gebunden war, ihr Vollzug durch Vorlage beim Grundbuch­
amt noch nicht endgültig vereitelt gewesen. Wenn unter 
diesen Umständen der Beklagte die Wechsel vernichtete, 
so ist jedenfalls die Folgerung des Berufungsgerichts, er 
habe nun unmittelbar aus dem Schuldbeitritt in Anspruch 
genommen werden können, rechtlich nicht zu beanstanden.
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5o Ob die weitere Folgerung des Berufungsgerichts, 
nach der Vernichtung der Wechsel sei es für die Verpflich­
tung des Beklagten auf den Vollzug der Urkunde vom 
21, Mai 1953 überhaupt nicht mehr angekoramen, richtig 
ist, kann dahingestellt bleiben, da die Hilfserwägung 
des Berufungsrichters (I 3 b) durchgreift, der mit dem 
UrkundenVollzug seinerzeit beabsichtigte Erfolg sei durch 
das Verhalten der Klägerin ohnedies eingetreten. Die 
Bedenken der Revision gegen diese Rechtsauffassung sind 
unbegründet. Bas Berufungsgericht brauchte nicht fest­
zustellen, daß die Klägerin ihren Eintragungsantrag 
nicht erneuern und aus den Verträgen mit S c h ^ B b  vom 
8= Januar / 19. Mai 1.953 keine Rechte herleiten werde. 
Burch die Abweisung der Anträge der Klägerin war sie 
allerdings nicht gehindert, die Anträge zu erneuern, 
aber es war die aus den §§ 17, 18, 45 GBÖ: für einen An­
trag gegenüber einem späteren sich ergebende Vorzugs­
stellung verloren. Barauf kam es an, da auch die "Voll­
ziehung" der Urkunde vom 21. Mai 1953 eine neue Antrag­
stellung nicht ausgeschlossen hätte. Ob die Klägerin 
aus den Verträgen mit S c h f l H B  auch in Zukunft keine 
Rechte mehr herleiten würde, war ohne Bedeutung, da sie 
sich dieser Rechte wirksam begeben hatle und ein etwai­
ges Begehren nicht mehr durchsetzen konnte. Hinsicht­
lich der Rückübertragung der Urundschuld an S c h B H B  
kam schon nach dem Wortlaut der Urdkunde vom 21. Mai 1953 
(III) ein Vollzug dieser Urkunde überhaupt erst in Fra­
ge, wenn die Abtretung von S c h B M B a n  die Klägerin 
dem Urundbuchamt vorgelegt wurde, was noch nicht ge­
schehen war. Bis zu einer etwaigen Vorlage der Urkun­
de über die Abtretung war der Schuldbeitritt von der 
Vorlegung der Urkunde über die Rückabtretung nicht ab­
hängig.



o *\"» c. ) *-*

Der Revision kann auch darin nicht zugestimnt wer­
den, daß die der Klägerin nach Meinung des Beklagten ob­
liegende Leistung - Herbeiführung des "Vollzugs” der Ur­
kunde vom 21o Mai 1953 - unmöglich geworden und der Be­
klagte seiner Verpflichtung aus dem Schuldbeitritt des­
halb ledig sei. Ob es sich überhaupt um eine Gegenlei­
stung der Klägerin im Sinne eines gegenseitigen Vertra­
ges gehandelt hat und nicht nur der Schuldbeitritt in 
seiner Wirksamkeit von einer objektiven Voraussetzung,  ̂
dem mit der Vorlegung der Urkunde an das Grundbuchamt 
bezwecktenErfolg, abhängig gemacht war, mag offen blei­
ben« Den Ausführungen des Berufungsgerichtes ist jeden­
falls zu entnehmen, daß die Klägerin durch ihr passi­
ves »Verhalten, insbesondere auf die Zwischenverftigung 
des Grundbuchamts den mit der sogenannten Vollziehung 
des Vertrages vom 21. Mai 1953 beabsichtigten Zweck mit 
herbeigeführt hat«

6c Auch die Angriffe der Revision gegen die Auf­
fassung des Berufungsgerichts, dem Klageanspruch stün­
den auch die Grundsätze über die Wirkung des Wegfalls der 
Geschäftsgrundlage nicht entgegen, entbehren der Berech­
tigung. Der Beklagte hatte allerdings behauptet,* die Be­
teiligten seien erkennbar daton ausgegangen, daß dem 
Obergang des Eigentums an den Grundstücken 717 und 734 
Eintragungen oder Rangansprüche der Klägerin im Wege 
stünden. Daß Eintragungen nicht als sicher bestehend an­
genommen wurden, ergibt bereits die Passung der Urkunde 
vom 21. Mai 1953 ("soweit Eintragungsanträge schon voll­
zogen sein sollten"). Das Berufungsgericht stellt aber 
auch fest, daß am 21. Mai 1953 in der Tat beim <*rund- 
buchamt ein Antrag auf Eintragung des Eigentums für die 
Klägerin bereits vorlag, der ein Hindernis für den Eigen­
tumserwerb des Beklagten war. Der Umstand, daß eine so-
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fortige Vollziehung der Anträge der Klägerin nicht mög­
lich war, da verschiedene Voraussetzungen, die das Grund­
huchamt aber noch für herbeiführbar hielt, fehlten (Zwi­
schenverfügung mit einmonatiger Prist), nahm den beim 
Grundbuchamt eingegangenen Anträgen der Klägerin nicht 
den Charakter eines Hindernisses für den Erwerb des Be­
klagten« Gleiches gilt auch für den Umstand, daß für 
einen gewissen Johann B r ^ P  im Grundbuch Abt 2, wie 
der Beklagte im Berufungsverfahren vorgetragen hatte, 
am 7. Januar vorgemerkt wurde, daß ihm der Anspruch 
des SchflHBP gegen Frau jflP auf Eigentumsübertra­
gung an dem Flurstück 734 verpfändet sei- Soweit er­
sichtlich hat auch der Beklagte über seine Unkennt­
nis bezüglich der für den Eintrag der Klägerin noch bei­
zubringenden Voraussetzungen die entsprechenden Be- 
hauptungenj^der Tatsacheninstanz nicht auf gestellt« Die • 
vom Berufungsgericht getroffene Feststellung über das 
Bestehen eines Hindernisses für den Eigentumserwerb 
des Beklagten als Geöchätsgrundlage verletzt daher § 286 
ZPO im Gegensatz zur Auffassung der Revision nichtc

Wenn etwa Bedenken unter dem Gesichtspunkt des 
Fehlens der Geschäftsgrundlage deswegen bestehen könn­
ten, weil der Kaufvertrag zwischen S c h u m i  und dem 
Beklagten vom 23- April 1953 bezüglich Flurstück 734 
am 19« Mai 1953 bereits dem Grundbuchamt vorlag. und 
nach der Eingangslisten-Nr 822 vor dem Vertrag zwi­
schen der Klägerin und S c l ^ H B P  vom 8- Januar / 19»
Mai 1953 mit der Eingangslisten-Nr 985, so würden sich 
diese Bedenken dadurch erledigen, daß mit der gegenwär­
tigen Klage und Widerklage von einer Gesamtforderung 
von 30«000 m  der Klägerin lediglich 7»000 DM erfaßt 
werden. Die Geschäftsgrundlage für einen Schuldbeitritt
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zur Ermöglichung des Erwerbs des Grundstücks Hr 717 war 5
jedenfalls in dieser Höhe noch gegeben, das Verlangen 
einer Zahlung verstieß nicht gegen Treu und Glauben«

Wenn endlich die Revision noch beanstandet, das 
Berufungsgericht habe, ohne daß im Prozeß hierüber ver- 
handelt worden sei, einen erheblichen Gewinn des Beklag­
ten aus der Abfindung durch Frau festgestellt, so ]
kann die Berechtigung dieser Büge offenbleiben, da es 
sich insoweit nur um eine Hilfserwägung des Berufungs­
gerichts handelt« Bei der ganzen Präge des Wegfalls der 
Geschäftsgrundlage ist überdies zu berücksichtigen, daß 
die gesamten im Rechtsstreit in Frage stehenden Verträ­
ge und besonders auch der vom 21- Mai 1953 einen stark j
spekulativen Charakter tragen«

♦ V
Der spekulative Charakter der Verträge ist auch 

für die vom Berufungsgericht verneinte Präge von Bedeu- s’j
tung, ob der Vertrag vom 21. Mai 1953 wegen Wuchers nich- j\\
tig ist. Entgegen der Auffassung des Beklagten in der Re- ' !
Visionsverhandlung hat das Berufungsgericht hier ohne U

* *
Rechtsverstoß Anhaltspunkte dafür vermißt , daß die der Ljj
Klägerin gewährte Entschädigung unangemessen hoch war $ji
und daß die Hotlage, der Leichtsinn oder die Unerfahren- i*;
heit des Zeugen. S c b f l U P  ausgenutzt worden «sind» Die ge- . j
samten Umstände sprechen dafür, daß das Geschäft, von v;
dem die Klägerin Abstand nahm, ihr erhebliche Gewinn­
möglichkeiten bot und daß es sich bei den beteiligten ■'’?
Kaufleuten um erfahrene Personen handelte. ‘ 1'



Hach alledem vermögen die Re vis ions rügen das 
Berufungsurteil nicht zu Pall zu bringen. Da sach­
lichrechtliche Verstöße auch sonst nicht ersichtlich 
sind, war das auf Zurückweisung der Revision laufen­
de Versäumnisurteil unter Öberbürdung der weiteren 
Kosten der Revision auf den Beklagten aufrecht zu 
erhalten.

Br. Tasche Br. Augustin Schuster

Br. Oechßler Rothe
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